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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. März 1956 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung 
beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Haftpflicht- 
versicherung für ausländische Kraftfahrzeuge 
und Kraftfahrzeuganhänger 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 1*51. Sitzung am 21. Dezember 1955 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf 
die sich aus der Anlage 2 ergebenden Änderungsvorschläge be- 
schlossen. Tm übrigen hat er gegen den Entwuii keine Einwendun- 
gen erhoben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist aus der Anlage 3 ersichtlidi. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Unlversitäts-Budidruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Haftpflichtversicherung für ausländische Kraftfahrzeuge 
und Kraftfahrzeuganhänger 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


§ 1 

Versicherungsschutz als Voraussetzung 
für den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs 
oder Kraftfahrzeuganhängers auf öf- 
fentlichen Wegen oder Plätzen; Nach- 
weis des Versicherungsschutzes 

(1) Kraftfahrzeuge (auch Fahrräder mit 
Hilfsmotor) und Kraftfahrzeuganhänger, die 
im Inland keinen regelmäßiigen Standort 
haben, dürfen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes auf öffentlichen Straßen oder Plät- 
zen nur gebraucht werden, wenn für den 
Halter und den Führer zur Deckung der 
durch den Gebrauch verursachten Personen- 
und Sachschäden eine Haftpflichtversiche- 
rung nach den §§ 2 bis 6 besteht. 

(2) Der Führer des Fahrzeugs hat eine Be- 
scheinigung des Versicherers über die Haft- 
pflichtversicherung (Versicherungsbescheini- 
gung) mitzuführen. Sie ist auf Verlangen 
den zuständigen Beamten zur Prüfung aus- 
zuhändigen. 

(3) Besteht keine diesem Gesetz entspre- 
chende Haftpflichtversicherung oder führt 
der Führer des Fahrzeugs die Versicherungs- 
bescheinigung nicht mit, so darf der Halter 
des Fahrzeugs nicht anordnen oder zulassen, 
daß das Fahrzeug im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes auf öffentlichen Straßen oder Plat- 
zen gebraucht wird. 

(4) Fehlt bei der Einreise eines Fahrzeugs 
die Versicherungsbescheinigung, so müssen 
es die Grenzzollstellen zurückweisen. Stellt 
sich der Mangel während des Gebrauchs her- 


aus, SO kann das Fahrzeug sich er gestellt wer- 
den, bis die Bescheinigung vor gelegt wird. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für die 
Fahrzeuge der ausländischen Streitkräfte, die 
zum Aufenthalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes befugt sind, 

§ 2 

Zugelassene Versicherer 

(1) Die HaftpfHchtversicherung kann ge- 
nommen werden 

a) bei einem im Geltungsbereich dieses Ge- 
-setzes zum Geschäftsbetrieb befugten 
Versicherer, 

b) bei einem anderen Versicherer nur dann, 
wenn neben ihm ein im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes zum Geschäftsbetrieb be- 
fugter Versicherer oder ein Verband 
solcher Versicherer die Pflichten eines 
Haftpflichtversicherers nach den §§ 3 bis 
6 als Selbstschulidner übernimmt. 

(2) Für die Zwecke dieses Gesetzes können 
sich Versicherer, die im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes die Kraftfahrzeughaftpflichtver- 
sicherung betreiben, zu einer Versichererge- 
meinschaft zusammenschließen. Die Satzung 
der Versicherergemeinschaft bedarf der Ge- 
nehmigung des Bundesaufsichtsamts für das 
Versicherungs- und Bausparwesen. 


§ 3 


Pflicht der Versicherer zum Vertragsschluß 


(1) Die Versicherer, die im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes zum Abschluß von Verträgen 
über die Haftpflichtversicherung für Kraft- 
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fahrzeuge und Anhänger befugt sind, haben 
den Haltern und Führern der in § 1 ge- 
nannten Fahrzeuge nach den gesetzlichen Be- 
stimmungen Versicherung gegen Haftpflicht 
zu gewähren. 

(2) Der Versicherer darf den Antrag auf 
Abschluß eines Versicherungsvertrags nur 
ablehnen, wenn sachliche oder örtliche Be- 
schränkungen im Geschäftsplan ides Versiche- 
rers dem Abschluß entgegenstehen oder wenn 
der Antragsteller bei dem Versicherer bereits 
versichert war und dieser 

a) den Versicherungsvertrag wegen Drohung 
oder arglistiger Täuschung amgefochten 
hat oder 

b) vom Versicherungsvertrag wegen Ver- 
letzung der vorvertraglichen Anzeige- 
pflicht oder wegen Nichtzahlung der 
ersten Prämie zurückgetreten ist oder 

c) den Versicherungsvertrag wegen Prä- 
mienverzugs oder nach Eintritt eines 
Versicherungsfalls gekündigt hat. 


§ 4 

Versicherungsbedingungen und Mindest- 
versicherungssummen 

(1) Der Versicherungsvertrag nach § 3 
muß den allgemeinen Versicherungsbedingun- 
gen entsprechen, die von der Aufsichtsbe- 
hörde genehmigt sind. 

(2) Die Bestimmungen über die Mindest- 
versicherungsisummen für Kraftfahrzeuge und 
Anhänger, die ihren regelmäßigen Standort 
im Inland haben, gelten sinngemäß. 


§ 3 


Befristung der Versicherungsbescheinigung, 
Vorauszahlung der Prämie 

Der Versicherer kann die Geltung der Ver- 
sicherungsbescheinigung (§ 1) befristen und 
die Aushändigung von der Zahlung der Prä- 
mie für den angegebenen Zeitraum abhängig 
machen. Wird die Geltung nicht befristet, so 
kann der Versicherer die Aushändigung von 
der Zahlung der ersten Prämie abhängig 
machen. 


§ 6 

Haftung in Ansehung von Dritten 

(1) § 158c Abs. 2 des Gesetzes über den 
Versicherungsvertrag ist nicht anzuwenden. 


(2) Ein Umstand, der das Nichtbestehen 
oder die Beendigung des Versicherungsver- 
hältnisses zur Folge hat, wirkt in Ansehung 
von Dritten nur, wenn er aus der Versiche- 
rungsbescheinigung ersichtlich oder wenn die 
Versicherungsbescheinigung dem Versicherer 
zurückgegeben worden ist. 


§ 7 

Du r ch f ü h r u ng s b e s t i m m un g e n 

Zur Durchführung der §§ 1 bis 5 können 

erlassen 

a) der Bundesminister für Verkehr mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Rechts Verord- 
nungen über den Inhalt und die Prüfung 
der Versicherungsbescheinigungen und die 
beim Fehlen der Bescheinigung notigen 
Sicherungsmaßnahmen, 

b) der Bundesminister für Wirtschaft ohne 
Zustimmung des Bundesrates Rechtsver- 
ordnungen über die Maßnahmen der Ver- 
sicherer zur Gewährleistung der Möglich- 
keit, Versicherungsverträge nach diesem 
Gesetz zu schließen, 

c) der Bundesminister für Verkehr mit Zu- 
stimmung des Bundesrates allgemeine 
Verwaltungsvorschriften, 
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(1) Zur Pflege der Beziehungen mit dem 
Ausland kann der Bundesminister für Ver- 
kehr Einzclausnahmen von diesem Gesetz 
oder den auf § 7 Buchstabe a beruhenden 
Rechtsverordnungen genehmigen, wenn die 
Entschädigung der Verkehrsopfer gewährlei- 
stet bleibt. 

(2) Zu demselben Zweck und unter der- 

selben Voraussetzung kann der Bundesmini- 
ster für Verkehr durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates nach An- 
hörung der zuständigen obersten Landesbe- 
hörden allgemeine Ausnahmen von § 1 

Abs. 1 bis 4 oder von den Vorschriften über 
den Inhalt von Versicherungsbescheinigungen 
genehmigen 

a) für Fahrzeuge ausländischer Staaten, aus- 
ländischer Gemeinden oder anderer aus- 
ländischer Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts, 



b) für Fahrzeuge von Personen, die im 
Dienste dieser Staaten, Gemeinden oder 
Körperschaften des öffentlichen Rechts 
stehen. 


§ 9 


Strafvorschriften, gebührenpflichtige Ver- 
warnungen, Ordnungswidrigkeiten 


(1) Mit Gefängnis oder mit Haft, neben 
denen auf Geldstrafe erkannt wercien kann, 
oder mit Geldstrafe allein wird bestraft, wer 
vorsätzlich oder fahrrässig ein Fahrzeug im 
Sinne des § 1, für das ein nach diesem Gesetz 
erforderlicher Haftpfllchtversicherungsschutz 
nicht besteht, im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes auf öffentlichen Wegen oder Plätzen 
gebraucht oder als Halter des Fahrzeugs 
einen derartigen Gebrauch gestattet. 

(2) Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig 
Deutsche Mark oder mit Haft wird bestraft, 
wer als Führer oder Halter eines Fahrzeugs 
vorsätzlich oder fahrlässig einer Rechtsver- 
ordnung zuwiderhandelt, die nach § 7 Buch- 
stabe a ergangen ist. § 22 des Straßenver- 
kehrsgesetzes gilt entsprechend. 

(3) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig gegen § 1 Abs. 2 ver- 
stößt oder als Halter des Fahrzeugs den 
Verstoß duldet. Die Ordnungswidrigkeit 


kann, wenn sie vorsätzlich begangen ist, mit 
einer Geldbuße bis zu tausend Deutsche 
Mark, wenn sie fahrlässig begangen Ist, mit 
einer Geldbuße bis zu fünfhundert ü)eutsche 
Mark geahndet werden. Zuständige Verwal- 
tungsbehörde im Sinne des § 73 Abs. 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die 
Straßenverkehrsbehörde; sie nimmt auch die 
Befugnisse der obersten Verwaltungsbehörde 
im Sinne des § 66 Abs. 2 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten wahr. 

§ 10 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 11 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des 
auf die Verkündung folgenden sechsten 
Kalendermonats in Kraft. 


Begründung 


Der internationale Kraftfahrzeugverkehr ist 
im Gebiet der Bundesrepublik in den letzten 
Jahren erheblich angewachsen und wird vor- 
aussichtlich noch zunehmen. Diese Entwick- 
lung bringt es mit sidi, daß ausländische 
Kraftfahrzeuge in wachsendem Umfang an 
Unfällen beteiligt sind. Bei solchen Unfällen 
haben sich für die Geschädigten besondere 
Härten ergeben, weil für ausländisdie Kraft- 
fahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger bis- 
her im Gegensatz zu deutschen Fahrzeugen 
im Inland keine Haftpflichtversicherung vor- 
geschrieben war und die Rechtsverfolgung Im 
Ausland oft schwierig ist. 

Das neue Gesetz soll den Gebrauch unver- 
sicherter ausländischer Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeuganhänger auf öffentlichen Stra- 
ßen oder Plätzen verbieten. Den Führern 
ausländischer Kraftfahrzeuge oder Kraftfahr- 


zeuganhänger soll auferlegt werden, bei 
Fahrten im Inland das Bestehen einer ausrei- 
chenden Haftpflichtversicherung nachzuwei- 
sen. Wegen der besonderen Verhältnisse im 
internationalen Verkehr können die für In- 
ländische Fahrzeuge geltenden versicherungs- 
rechtlichen Vorschriften allerdings nicht in 
vollem Umfang übernommen werden. 

Zu § 1 

Während Art. I § 1 des Pflichtversicherungs- 
gesetzes vom 7. November 1939 (RGBl. I 
S. 2223) dem Halter eines inländischen 
Kraftfahrzeugs oder Anhängers den Ab- 
schluß und die Aufrechterhaltung einer 
Haftpflichtversicherung auferlegt, wendet 
sich § 1 des Entwurfs in erster Linie an den 
Kraftfahrzeugführer und fordert von ihm 
den Nachweis des Bestehens einer Haftpflicht- 
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Versicherung ohne Rücksicht darauf, wer die 
Versicherung abzuschließen oder aufrechtzu- 
erhalten hat. Berücksichtigt wird, daß die 
Anforderungen bei ausländisdien Fahrzeugen 
sich auf den Verkehr im Inland beschränken 
müssen und daß der Flalter, der an der Fahrt 
im Inland nicht immer teilnehmen wird, 
nicht in allen Fällen erfaßt werden kann. Die 
Vereinbarkeit der Verpflichtung des Kraft- 
fahrzeugführers mit den internationalen 
Verträgen ergibt sidi aus Art. 8 des Inter- 
nationalen Abkommens über Kraftfahrzeug- 
verkehr vom 24. April 1926 (RGBl. 1930 II 
S. 1233) und aus Art. 5 des Genfer Abkom- 
mens über den Straßenverkehr vom 19. Sep- 
tember 1949. 

Der Geltungsbereich des § 1 erstreckt sidi auf 
alle Fahrzeuge, die im Inland keinen regel- 
mäßigen Standort haben; ob im Ausland ein 
solcher Standort besteht, ist nicht wesentlich. 
Die Pflichtversicherung gilt deshalb auch für 
Fahrzeuge, die auf eigenen Rädern in das 
Ausland ausgeführt werden sollen, ohne vor- 
her im Inland zugelassen gewesen zu sein 
(vgl. § 7 Abs. 2 der Verordnung über inter- 
nationalen Kraftfahrzeugverkehr vom 
12. November 1934 — RGBl. I S. 1137). Da- 
gegen werden die Fahrzeuge nidit erfaßt, die 
ihren regelmäßigen Standort außerhalb des 
Geltungsbereichs des neuen Gesetzes, jedoch 
im Inland haben; auf sie ist das Pflichtversi- 
cherungsgesetz von 1939 anzuwenden. 

§ 1 Abs. 4 gehört zu den Bestimimungen über 
das Kraftfahrwesen im Sinne des Art. 74 
Nr. 22 GG und soll in Ergänzung des § 9 für 
alle Beteiligten klären, was bei Verstößen 
gegen § 1 Abs. 1 und 2 zu geschehen hat. 

§ 1 Abs. 5 berücksichtigt die besondere Stel- 
lung der ausländischen Streitkräfte im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes. 

Zu § 2 

Während Art. I § 3 des Pflichtversicherungs- 
gesetzes von 1939 bestimmt, daß der Halter 
die Haftpflichtversicherung nur bei einem im 
Inland zum Geschäftsbetrieb befugten Ver- 
sicherer nehmen kann, muß man im inter- 
nationalen Verkehr der Tatsache Redinung 
tragen, daß auf Vorschlag der Wirtschafts- 
kommission für Europa die Spitzenverbände 
der Kraftverkehrs-Versicherer einer Reihe 
von europäischen Ländern vereinbart haben, 
einander bei der Erfüllung der im inter- 
nationalen Verkehr entstandenen Verbind- 


lichkeiten zu helfen. Die Mitglieder der Ver- 
bände überlassen den Versicherten grüne 
Ausweise (Karten), die u. a. die Anschriften 
der Büros enthalten, an die sich der Ver- 
sicherte im Ausland mit der Bitte wenden 
kann, die Verbindlichkeiten zu regeln. Wird 
der Ausweis vorgelegt, so übernehmen diese 
Büros die weitere Bearbeitung des Falles. Der 
Verband der Haftpflicht-, Unfall- und Kraft- 
verkehrs-Versicherer eV in Hamburg hat 
sich als Vertreter der Versicherer des Bun- 
desgebiets und Westberlins dem System die- 
ser internationalen Vereinbarungen ange- 
schlossen. Über die Pflichten, die sich für ihn 
aus der Anerkennung der Grünen Karte er- 
geben, heißt es in den Eingangsworten des 
Vordrucks dieses Ausweises: 

„In jedem besuchten Lande übernimmt das 
Büro dieses Landes hinsichtlich des Ge- 
brauchs des in dieser Versicherungskarte 
bezeichneten Fahrzeuges die Verpflichtun- 
gen eines Haftpflichtversicherers, und zwar 
in Übereinstimmung mit den Gesetzen 
über die Pflichtversidierung in diesem 
Lande." 

^^Befindet sich der ausländisdie Kraftfahrzeug- 
führer, der sein Fahrzeug auf Öffentlichen 
Straßen des Bundesgebiets lenkt, Im Besitz 
der Grünen Karte, so besteht für das Ver- 
kehrsopfer die Gewißheit, daß eine in der 
Bundesrepublik ansässige Organisation den 
Schaden unter Beachtung der deutschen Be- 
stimmungen über die Pflichtversicherung 
re^^eln wird. 

Die Fassung des § 2 ist deshalb weiter als die 
des Art. I § 3 Abs. 1 Satz 1 des Pflichtver- 
sicherungsgesetzes von 1939. Sie berücksich- 
tigt im übrigen nicht nur die Grüne Karte, 
sondern bestimmt u. a. auch, wann eine Ver- 
sicherung anerkannt werden kann, die bei 
einem im deutschen Inland, jedoch nicht im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zugelassenen 
Versicherer genommen worden ist. 

Die Gewährleistung der Möglichkeit, Ver- 
sicherungsverträge an den Grenzübergängen 
abzuschließen, setzt eine enge Zusammen- 
arbeit zwischen Versicherern und Grenzzoll- 
stellen voraus. Lim die Verhandlungen zwi- 
schen den Zollbehörden und den Versldie- 
rern zu vereinfachen, haben die Versicherer 
bereits zugesagt, sich zu einer Gemeinschaft 
zusammenzuschließen. Die Durchführung 
des Gesetzes wird dadurch wesentlich erleich- 
tert werden; die Bildung der Gemeinschaft 
wird deshalb im Gesetz ausdrücklich vorge- 



sehen. § 7 Abs. 2 des Versicherungsaufsichts- 
gesetzes bleibt unberührt. Da die Gemein- 
schaft nicht die Rechtsform einer Aktienge- 
sellschaft erhalten wird, wird sie nicht selbst 
Vertragspartei des Versicherungsvertrages 
werden, sondern nur im Auftrag der ihr an- 
geschlossenen Versicherer tätig sein. 

Zu § 3 

Soll der internationale Kraftfahrzeugver- 
kehr durch die Forderung einer Haftpflicht- 
versicherung nicht behindert werden, so muß 
man die Möglichkeit gewährleisten, in 
Deutschland Versicherungsverträge abzu- 
schließen. § 3 des Entwurfs sieht deshalb 
ebenso wie Art. I § 3 des Pflichtversiche- 
rungsgesetzes von 1939 den Kontrahierungs- 
zwang für die Inländischen Versicherer vor. 
§ 3 der Durchführungsverordnung zum 

Pflichtversicherungsgesetz vom 6. April 1940 
(RGBl. I S. 617) wird mit einer Verein- 
fachung übernommen, die darauf beruht, 
daß Versicherungsverträge im Internatio- 
nalen Verkehr, die nach der Einreise In das 
Inland abgeschlossen werden, nur von kur- 
zer Geltungsdauer sein werden und daß es^‘ 
vor allem bei Anträgen an den Grenzüber- 
gängen nicht vertretbar sein wird, den Ver- 
tragsschluß um einen Tag oder mehrere Tage 
zu verzögern. 

Zu § 4 

Diese Vorschriften entsprechen dem Art. I 
§ 3 Abs. 2 und § 4 des Pflichtversicherungs- 
gesetzes von 1939. 

Zu § 5 

Daß der Versicherer dem Versicherungsneh- 
mer eine Versicherungsbescheinigung aus- 
händigen muß (vgl. § 4 Abs. 1 Satz 1 der 
DV zum Pflichtversicherungsgesetz), wird 
nicht besonders bestimmt, weil es sich aus 
§ 1 des Entwurfs ergibt. 

Die Befristung der Geltungsdauer der Ver- 
sicherungsbestätigung ist im Bereich des 
Pflichtversicherungsgesetzes von 1939 nicht 
üblich, bei der Versicherungsbescheinigung 
nach dem Gesetzentwurf jedoch zur Klärung 
der Rechtslage zweckmäßig (vgl. § 6). 

Die Vorschrift, daß der Versicherer die Vor- 
auszahlung der Prämie verlangen kann, ent- 
spricht dem Gedanken des § 4 Abs. 1 Satz 2 
der DV zum Pflichtversicherungsgesetz. 


Zu § 6 

§ 6 schließt die Anwendung des § 158 c Abs. 2 
des Versicherungsvertragsgesetzes in der Fas- 
sung des Pflichtversicherungsgesetzes von 
1939 aus, weil es bei Verträgen nach den §§ 2 
bis 6 des Entwurfs nicht sinnvoll wäre, eine 
Behörde zur Entgegennahme von Anzeigen 
über Umstände zu zwingen, die das Nichtbe- 
stehen oder die Beendigung des Versiche- 
rungsverhältnisses zur Folge haben. In der 
Regel würde die Behörde den Aufenthalt des 
Fahrzeugs nicht oder nur mit großen Schwie- 
rigkeiten ermitteln können und meist dar- 
auf verzichten müssen, die Versicherungsbe- 
scheinigung einzuziehen. Solange der Kraft- 
fahrzeugführer jedoch im Besitz der Beschei- 
nigung ist, müssen die kontrollierenden Be- 
amten Ihm die Weiterfahrt gestatten, wenn 
nicht aus der Bescheinigung selbst hervor- 
geht, daß die Versicherung — z. B. durch 
Zeitablauf — erloschen Ist. Der Entwurf er- 
klärt deshalb den Besitz und den Inhalt der 
Versicherungsbescheinigung für maßgebend 
hinsichtlich der Haftung in Ansehung des 
geschädigten Dritten. Die Versicherer wer- 
den sich durch eine Befristung der Geltungs- 
dauer der Bescheinigung schützen können, im 
übrigen von ihren Rückgriffsrechten Ge- 
brauch machen müssen. 

Zu § 7 

§ 7 ermöglicht es dem Bundesminister für 
Verkehr, mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnungen und allgemeine 
Verwaltungsvorschriften die gleichmäßige 
und wirksame Anwendung des neuen Geset- 
zes sicherzustellen. Dies entspricht dem § 6 
des Straßenverkehrsgesetzes. 

Für den Fall, daß den Versicherern Pflichten 
auferlegt werden müssen, um die Möglichkeit 
des Vertragsschlusses an den Grenzüber- 
gängen zu gewährleisten, wird der Bundes- 
minister für Wirtschaft in Übereinstimmung 
mit Art. I § 3 Abs. 1 Satz 3 des Pflichtver- 
sicherungsgesetzes von 1939 zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen ermächtigt. Seine wei- 
tere Befugnis, die Höhe der Prämien durch 
Rechtsverordnung festzusetzen, ergibt sich 
aus den allgemeinen preisrechtlichen Vor- 
schriften; eine besondere Bestimmung er- 
übrigt sich insoweit. 

Zu § 8 

Soweit es sich nicht um Fahrzeuge ausländi- 
scher Streitkräfte handelt (vgl. § 1 Abs. 5), 
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sieht der Entwurf davon ab, allgemeine Aus- 
nahmen zu formulieren, wie sie in Art. I § 2 
des Pflichtversicherungsgesetzes von 1939 und 
Art. I § 1 der DV zu diesem Gesetz vorge- 
sehen sind; die Entschädigung der Verkehrs- 
opfer ist nicht in allen Fällen gewährleistet, 
in denen eine ausländische Körperschaft 
öffentlichen Rechts Fahrzeughalterin ist. Ist 
die Entschädigung dieser Opfer jedoch ge- 
sichert, so kann die Pflege der Beziehungen 
mit dem Ausland die Gewährung von Aus- 
nahmen erfordern, vor allem wenn die Ge- 
genseitigkeit verbürgt ist. 

§ 8 ermächtigt deshalb den Bundesminister 
für Verkehr, Ausnahmen vom Versicherungs- 
zwang oder Erleichterungen zu gewähren, 
wenn dies zur Pflege der Beziehungen zum 
Ausland geboten erscheint. 

Zu § 9 

Für Führer von Kraftfahrzeugen und Kraft- 
fahrzeuganhängern, die diese Fahrzeuge ohne 
ausreichenden Versicherungsschutz auf 


öffentlichen Straßen lenken, sieht § 9 die- 
selben Strafen vor wie Art. I § 5 des Pflicht- 
versicherungsgesetzes von 1939. Bei Verstö- 
ßen gegen eine nach § 7 Buchstabe a erlas- 
sene Rechtsverordnung reicht der Übertre- 
tungsstrafrahmen aus. Wird die Versiche- 
rungsbescheinigung trotz bestehenden Ver- 
sicherungsschutzes nicht mitgeführt, so ist 
dies Ordnunesunrecht. 

Zu § 10 

Die Verhältnisse im Land Berlin erfordern 
keine Sonderregelung. 

Zu § 11 

Zwischen der Verkündung und dem Inkraft- 
treten des neuen Gesetzes muß ein Zeitraum 
liegen, der nicht nur den deutschen Behör- 
den und den deutschen Versicherern, son- 
dern auch dem internationalen Straßenver- 
kehr eine ausreichende Möglichkeit bietet, 
sich auf die neue Rechtslage einzustellen. 


Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte des Gesetzes sind wie 
folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung 
des Bundesrates das folgende Gesetz be- 
schlossen : “ . 

Begründung 

Das Gesetz bedarf aus folgenden Grün- 
den der Zustimmung des Bundesrates: 

1. Die nach § 7 Buchstabe a vom Bun- 
desminister für Verkehr zu erlassen- 
den Rechtsverordnungen werden not- 
wendigerweise Regelungen des Ver- 
waltungsverfahrens für die Landesbe- 
hörden beinhalten. Auch die Ermäch- 
tigung zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen mit solchem Inhalt bedarf ge- 
mäß Art. 84 Abs. 1 GG der Zustim- 
mung des Bundesrates. 

2. Die Ermächtigung in § 7 Buchstabe c 
kann nicht auf Art. 84 Abs. 2 GG ge- 
stützt werden, da dort nur die Bun- 
desregierung als solche, nicht aber ein 
einzelner Bundesminister zum Erlaß 


allgemeiner Verwaltungsvorschriften 
ermächtigt ist. Die Ermächtigung für 
einen einzelnen Bundesminister kann 
nur auf Art. 84 Abs. 1 GG gestützt 
werden. 

3. § 9 Abs. 2 verweist auf § 22 des Stra- 
ßenverkehrsgesetzes, welches seiner- 
seits Regelungen des Verwaltungsver- 
fahrens im Sinne von Art. 84 Abs. 1 
GG enthält. 

2. Zu § 2 

In Abs. 1 Buchstabe b sind die Worte 
„nach den §§ 3 bis 6“ durch die Worte 
„nach den folgenden Vorschriften^^ zu 
ersetzen und die Worte „als Selbstschuld- 
ner“ zu streichen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. Der 
Begriff „Selbstschuldner“ ist in diesem 
Zusammenhang überflüssig und könnte 
auch zu Mißdeutungen führen. Gemeint 
ist eine Übernahme der Pflichten als 
Schuldner. 
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3. 2u § 9 

a) In Abs. 1 sind am Ende die Worte 
„als Halter des Fahrzeugs" zu strei- 
chen. 

Begründung 

Art. I § 5 des Gesetzes über die Ein- 
führung der Pflichtversicherung für 
Kraftfahrzeughalter vom 7. November 
1939 (RGBl. I S. 2223) bedroht jeden mit 
Strafe, der den Gebrauch eines Fahrzeugs 
gestattet, für das kein Haftpflichtversiche- 
rungsschutz besteht. § 9 Abs. 1 des Ent- 
wurfs dagegen bezeichnet insoweit nur 
den Halter des Fahrzeugs als möglichen 
Täter. 

Den Gebrauch eines Fahrzeugs gestatten 
kann nicht nur der Halter, sondern audi 
derjenige, der die tatsächliche Gewalt 
über das Fahrzeug besitzt. Er ist nicht 
weniger strafwürdig als der Halter. 

Die Vorschriften über die Haftpflichtver- 
sicherung für ausländische Kraftfahrzeuge 
sollten auch von den Bestimmungen des 
Gesetzes vom 7. November 1939 nur ab- 
wcichen, soweit dies zwingend notwendig 
ist. 

b) Die Abs. 2 und 3 sind durch folgenden 
Abs. 2 zu ersetzen: 

„(2) Ordnungswidrig handelt, 

a) wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen 
§ 1 Abs. 2 verstößt oder als Halter 
des Fahrzeugs den Verstoß duldet, 

b) wer als Führer oder Halter eines Fahr- 
zeugs vorsätzlich oder fahrlässig einer 
Redütsverordnung zuwiderhandelt. 


die nach § 7 Buchstabe a ergangen ist, 
sofern diese ausdrücklich auf die Buß- 
geldbestimmung dieses Gesetzes ver- 
weist. 

Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie 
vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu tausend Deutsche Mark, wenn 
sie fahrlässig begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu fünfhundert Deutsche Mark 
geahndet werden. Zuständige Verwal- 
tungsbehörde im Sinne des § 73 Abs. 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
ist die Straßenverkehrsbehörde; sie nimmt 
auch die Befugnisse der obersten Verwal- 
tungsbehörde im Sinne des § 66 Abs. 2 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
wahr. 

§ 22 des Straßenverkehrsgesetzes gilt ent- 
sprechend." 

Begründung 

Es sollte vermieden werden, im Straßen- 
verkehrsrecht einen neuen Übertretungs- 
tatbestand zu sdiaffen, wie es Abs. 2 der 
Regierungsvorlage vorsieht. Auch inso- 
weit erscheint eine Ahndung als Ord- 
nungswidrigkeit ausreichend. 

Eine gebührenpflichtige Verwarnung nach 
§ 22 des Straßenverkehrsgesetzes muß so- 
wohl im Falle eines Verstoßes nach Buch- 
stabe a als audi nach Buchstabe b des § 9 
Abs. 2 verfügt werden können. 

Die Bestimmung, daß in der zu erlassen- 
den Verordnung auf die Bußgcldbestim- 
mung des Gesetzes Bezug zu nehmen ist, 
entspricht der neueren Gesetzgebungs- 
praxis. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zu den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Den Vorschlägen des Bunde^rates stimmt die 
Bundesregierung zu. 

Gegen die Ansicht des Bundesrates, daß das 
Gesetz seiner Zustimmung bedürfe, werden 
keine Einwendungen erhoben, weil nach § 9 
Abs. 2 des Entwurfs in Verbindung mit § 22 
des Straßenverkehrsgesetzes zweifelhaft sein 


kann, ob die Zustimmung des Bundesrates 
entbehrlich ist. 

Aus sprachlidien Gründen wird angeregt, im 
letzten Satz der vom Bundesrat vorgeschlage- 
nen Fassung des § 9 Abs. 2 das Wort „ent- 
sprechend" zu ändern in „sinngemäß". 
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